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Am 2. Juni 1991 haben uns 

48°/o der Hamburger Wählerinnen und Wähler ihr Vertrauen 
ausgesprochen und die SPD mit der Regierungsbildung beauf­
tragt.

Am 4. Mai 1993 hat das Hamburgische Verfassungs­
gericht die Wahlen zur Bürgerschaft und zu den Bezirks­
versammlungen für ungültig erklärt. Die Verantwortung dafür 
trägt die Hamburger CDU. Sie hat ihre Kandidaten in einem 
undemokratischen Verfahren aufgestellt.

Deshalb muß die Legislaturperiode nach 2 Jahren vor­
zeitig beendet werden. Deshalb finden am 19. September 1993 
Neuwahlen statt.

1991 hatten wir ein sozialdemokratisches Wahlpro­
gramm unter dem Titel „Neue Zukunft im Herzen Europas“ vor­
gelegt. Der von Bügermeister Henning Voscherau geführte Senat 
und die SPD-Bürgerschaftsfraktion haben in den vergangenen 
2 Jahren viel getan, um dieses Programm zu verwirklichen. Wir 
haben gute Arbeit geleistet und schon jetzt — nach nur zwei 
Jahren - weite Teile des Programms erfüllt. So wurden in 
Hamburg z.B.

► rund 12.500 neue Wohnungen gebaut;
► über 45.000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen;
► weitere 5.600 Kindergartenplätze eingerichtet;
► durch den weiteren Ausbau der Fernwärme 

2.000 Hausschornsteine überflüssig gemacht und 
auf 10 Quadratkilometern neue Naturschutzgebiete 
eingerichtet.

Zu unserem Wahlprogramm 1991 bis 1995 stehen wir 
auch heute. Wenn uns die Wähler erneut ihr Vertrauen ausspre­
chen, werden wir das Programm auch in den Teilen erfüllen, die 
wegen der plötzlichen Neuwahlen noch offengeblieben sind.
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Das folgende „Sozialdemokratische Aktionsprogramm 
für Hamburg in 20 Punkten“ ist eine Aktualisierung und 
Ergänzung des Wahlprogramms von 1991. In einigen wenigen 
Punkten müssen wir in den jetzigen Zeiten unsere Position 
korrigieren. Das wollen wir offen ansprechen.

Denn wichtige Rahmenbedingungen haben sich geän­
dert. Die Weltwirtschaft steckt in einer Krise. Die Konjunktur ist 
eingebrochen. In den Unternehmen vollzieht sich eine bei­
spiellose Rationalisierungswelle. In allen Industriestaaten hat 
die Arbeitslosigkeit wieder deutlich zugenommen.

Dies alles berührt auch unsere Stadt. Zwar ist es uns 
bis heute gelungen, die Auswirkungen dieser Krise auf Hamburg 
zu dämpfen. Das Wachstum ist bei uns noch immer 
höher als im Durchschnitt des Rundesgebietes. Die Zahl der 
Arbeitslosen hat kaum zugenommen. Aber auch wir haben uns 
auf nachlassendes Wachstum, einen schlechteren Arbeitsmarkt 
und geringere Steuereinnahmen einzurichten.

Die Finanzlage der öffentlichen Hand gibt Anlaß zu 
ernster Sorge. Bei zurückgehenden Steuereinnahmen muß 
zugleich der Aufbau in den neuen Bundesländern finanziert 
werden. Für Hamburg bedeutet dies bis 1994 einen Betrag von 
über 2 Milliarden DM, ab 1995 eine zusätzliche Last von minde­
stens 500 Millionen DM jährlich.

Die Wirtschafts- und Sozialpolitik der Bonner Regie­
rung hat in den zurückliegenden Jahren überall tiefe Spuren 
hinterlassen. Soziale Leistungen wurden beschnitten. Mittel für 
eine aktive Beschäftigungspolitik wurden eingeschränkt. Der 
Abstand zwischen Reich und Arm ist noch größer geworden. 
Auch in Hamburg.

In einer solchen Lage ist es noch wichtiger, sich auf das 
wirklich Wesentliche zu konzentrieren, anderes zurückzustellen 
und den Bürgern reinen Wein einzuschenken.

6



Jeder spürt es: Auf Deutschland nach der Einheit kom­
men stürmische Jahre zu. Wir Sozialdemokraten in Hamburg 
wollen deshalb auch vor einer plötzlichen Wahl ausdrücklich 
den Mund nicht zu voll nehmen. „Mehr ..., mehr ..., mehr ..." 
können und wollen wir weder versprechen noch verantworten. 
Die kommenden Jahre werden statt dessen auf vielen Feldern 
Mut zum Umdenken, Selbstbeschränkung und kritische Fragen 
zu öffentlichen Dienstleistungen, strenge Kostenkontrolle und 
tabufreie Standarddiskussionen erzwingen.

Auch deshalb legen wir Ihnen kein herkömmliches 
Wahlprogramm mit einem kompletten Katalog quantitativer 
Verbesserungen vor. Wir Sozialdemokraten beschränken uns 
strikt auf das Verantwortbare.

Deshalb haben wir es auch abgelehnt, ein Großprojekt 
mit Steuergeldern zu finanzieren, das im Westen wie im Osten 
Deutschlands angesichts der drängenden Aufgaben der Einheit 
gegenwärtig als provozierend empfunden würde und das gut, 
aber nicht zwingend ist: den Bau einer Mehrzweckhalle. 
Deshalb haben wir uns schweren Herzens entschieden, die Ver­
lagerung der Justizvollzugsanstalt von Neuengamme um zwei 
Jahre zu verschieben. Auch das geplante „Instrumentenhaus“ 
am Valentinskamp ließ sich nach dem Wegfall Bonner Mittel 
nicht finanzieren. Ebensowenig wie ein weiteres Museum für 
Sammlungen zeitgenössischer Kunst.

In einer solchen Zeit müssen wir große reformerische 
Anstrengungen unternehmen, um trotz knapper Kassen den 
sozialstaatlichen Auftrag wahren zu können und die Leistungs­
fähigkeit der öffentlichen Hand zu erhalten.

Mit Blick auf diese umfassende Modernisierungs­
aufgabe legen wir das folgende Aktionsprogramm für Hamburg 
vor.
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1
lin internationalen Standortver­

gleich zählt Hamburg heute zu den attraktivsten Wirt­
schaftsräumen Europas. Seit Jahren liegt das Wirtschafts­
wachstum unserer Stadt deutlich über dem Bundesdurchschnitt: 
Ergebnis guter Arbeit und des Vertrauens von Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern in die Verläßlichkeit unserer Politik.

► Die vorrangige Aufgabe unserer Wirtschaftspolitik für 
Hamburgs Zukunft ist es, Unternehmen in allen 
Bereichen zu ermutigen, bestehende Arbeitsplätze 
wettbewerbsfähig zu erhalten und neue zu schaffen.

► Um dieses Ziel zu erreichen, treten wir ein für :
► die Stärkung Hamburgs als Produktionsstandort durch 

die Förderung von Wachstumsindustrien z. B. rund um 
den Luft- und Baumfahrzeugbau und in strategisch 
wichtigen Sektoren wie neue Werkstoffe, Software, 
Umwelt- und Medizintechnik;

► die Stärkung der Dienstleistungsmetropole Hamburg 
durch weiteren Ausbau der unternehmensbezogenen 
Dienstleistungen, durch eine gezielte Vernetzung von 
Wirtschaft, Kultur und Medien, die systematische 
Weiterentwicklung der weltweiten Informations- und 
Kommunikationsinfrastruktur und die Förderung der 
sogenannten „weichen Standortfaktoren“; dabei kön­
nen Qualifikation und Motivation der Beschäftigten 
sowie die Gleichstellung der weiblichen Beschäftigten 
in Hamburg nicht hoch genug veranschlagt werden;

► die Stärkung von kleinen und mittleren Betrieben aus 
Handwerk und Industrie durch die Förderung von Exi­
stenzgründungen, den Know-how-Transfer, die stadt­
teilbezogene Mischung von Arbeiten und Wohnen, eine 
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beschäftigungsorientierte Herrichtung und Aktivierung 
von Gewerbeflächen zur Stabilisierung der Gewerbe­
mieten;

► die Modernisierung der Hamburger Wirtschaft durch 
eine konzertierte Technologiepolitik von Unternehmen 
und Gewerkschaften, Verwaltung und Wissenschaft;

► eine gezielte Außenwirtschaftspolitik, um die Präsenz 
der Hamburger Unternehmen in den Regionen des eu­
ropäischen Wirtschaftsraumes, Mittel- und Osteuropas 
sowie Südostasiens zu verbessern;

► den gezielten Ausbau der überregionalen Verkehrs­
verbindungen zu Luft, Wasser und Schiene sowie eine 
umweltfreundlichere Organisation und Lenkung der 
wachsenden Verkehrsströme in der Stadt auch mit 
neuen Technologien.

2
Das vereinte Deutschland leidet 

unter zunehmender Arbeitslosigkeit in besorgniserregender 
Höhe.

Mehr als 2 Millionen Menschen suchen teilweise seit 
Jahren vergeblich Arbeit; rund 4 Millionen weitere befinden sich 
in geförderten Arbeits- oder Fortbildungsverhältnissen, im 
Vorruhestand oder beziehen Altersübergangsgeld. Es fehlen in 
Deutschland Millionen reguläre Arbeitsplätze im allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Eine soziale Katastrophe bahnt sich an. In dieser 
Zeit zerstört der Bund die Instrumente der aktiven Arbeits­
marktpolitik: Bildungsträger, Beschäftigungsträger. Weil 1993 
fast keine Maßnahmen mehr bewilligt werden. Waren Anfang 
1992 in Hamburg noch 4.700 Menschen in ABM beschäftigt, so 
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werden es am Ende dieses Jahres noch rund 1.000 sein. Der 
Bund produziert Arbeitslosigkeit.

Hamburg setzt seit jetzt mehr als 10 Jahren die 
Instrumente der aktiven Beschäftigungspolitik in großem 
Umfang und unter massivem Einsatz von Haushaltsmitteln ein. 
Die Bilanz unserer Anstrengungen kann sich sehen lassen: 
40.000 Menschen haben wir durch befristete Beschäftigung vor 
Arbeitslosigkeit bewahrt. 8.000 nahmen parallel zur Beschäfti­
gung an berufsbegleitender Weiterbildung teil, und 20.000 
Menschen bereiteten sich durch Vollzeitweiterbildung auf einen 
Berufsabschluß vor.

Ingesamt sind in Hamburg 64.900 Menschen arbeitslos 
(Stand 1.8.1993) - trotz überdurchschnittlichen Wirtschafts­
wachstums. Nicht alle Menschen sind hoch leistungsfähig und 
haben eine qualifizierte Ausbildung, die sie im harten Wettbe­
werb bestehen läßt. Diejenigen, die aufgrund ihres Alters, ihres 
Gesundheitszustandes, ihrer geringen Bildungsvoraussetzungen 
oder ihrer sozialen Lage zu den besonders von Arbeitslosigkeit 
betroffenen Menschen gehören, wollen wir gezielt in den Arbeits­
markt integrieren durch aktive Arbeitsmarktpolitik, die dem ein­
zelnen die Chance auf eine individuell angepaßte Förderung und 
den Übergang in ein ungefördertes Arbeitsverhältnis im allge­
meinen Arbeitsmarkt eröffnet.

Deshalb wollen wir :
► die Struktur der bezirklichen Beschäftigungsträger und 

Vereine finanziell weiter absichern;
► die beiden Beschäftigungsgesellschaften für ehemalige 

Sozialhilfeempfänger weiter fördern und damit auch
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Menschen ohne ABM-Anspruch ein tariflich geregeltes 
Arbeitsverhältnis anbieten;

► die öffentlich geförderten städtischen Qualifizierungs­
träger weiterführen, damit insgesamt ein Programm 
„Arbeit und Qualifizierung“ entstehen kann;

► die aufsuchende, dezentrale Werbung sowie stadtteilbe­
zogene Einstiegsmöglichkeiten für unsere Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsprogramme verbessern.

Eine integrationsorientierte Hamburger Arbeitsmarkt­
politik hat für uns - trotz knapper Mittel - einen zentralen 
Stellenwert. Die Wirkung der hierfür eingesetzten Hamburger 
Mittel wollen wir auch dadurch weiter erhöhen, daß alle arbeits­
marktpolitischen Angebote einer aussagekräftigen Erfolgs­
messung unterzogen und ihre Weiterentwicklung durch ein neu 
einzurichtendes Controlling gesteuert wird.

Die Hamburger Programme sind allerdings in ihrem 
Umfang bedroht, wenn die Bundesregierung nicht endlich ihren 
sozialschädlichen Gegenkurs aufgibt. Ohne eine Verstetigung der 
Mittel bei der Bundesanstalt für Arbeit im Bereich von ABM, 
Lohnkostenzuschüssen für ältere Arbeitnehmer sowie 
Fortbildung und Umschulung wird Hamburg allein seine 
Arbeitsmarktpolitik der sozialen Verantwortung nicht im gegen­
wärtigen Umfang aufrechterhalten können. Kein Bundesland 
und keine Kommune in der Bundesrepublik ist in der Lage, 
gestrichene Gelder der Bundesanstalt aus Haushaltsmitteln zu 
ersetzen. Wir werden deshalb alles dafür tun, daß die Bonner 
Politik endlich grundlegend verändert wird.
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3
Der Hamburger Hafen konnte 

in den vergangenen Jahren seine Position als der deutsche Über­
seehafen ausbauen und ist zum siebtgrößten Containerhafen der 
Welt aufgestiegen. Allein der Containerumschlag nahm von 1989 
bis 1992 um mehr als 30 °/o zu.

Unser Hafen besitzt gerade zukünftig im Herzen 
Europas ausgezeichnete Perspektiven. Dabei wird der Con­
tainerverkehr der entscheidende Wachstumsmarkt sein. Die 
damit verbundenen Chancen dürfen nicht ungenutzt ver­
streichen. Deshalb muß es gelingen, den Hafen im verschärften 
Wettbewerb weiter zu modernisieren und den neuen logistischen 
Trends anzupassen. Dazu gehört nicht zuletzt die Vertiefung der 
Unterelbe, um die Erreichbarkeit des Hafens für eine neue Gene­
ration von Containerschiffen zu sichern.

In den kommenden Jahren wird der Hafen durch eine 
breite Palette von Maßnahmen und Investitionen, deren ökologi­
sche Folgen sorgfältig zu prüfen sind, den neuen Bedingungen 
angepaßt werden. Die Stichworte lauten hier:

► Umstrukturierung von Hafenflächen (Hafenerweiterung 
nach „innen“) durch Zuschütten von Hafenbecken und 
Um- und Ausbau von Kaianlagen und Eiegeplätzen, um 
ältere Hafenteile den modernen Anforderungen an 
Flächen- und Anlagenstruktur anzupassen. In den ver­
gangenen zwei Jahrzehnten haben wir 213 ha durch 
“Hafenerweiterung nach innen” gewonnen; bis zum 
Jahr 2000 werden es weitere 130 ha sein.

► Hafenerweiterung nach außen durch die Inanspruch­
nahme Altenwerders für Schlüsselinvestitionen in das
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logistische Zentrum Hafen Hamburg: Hier wird auf 
einer zusammenhängenden Fläche in direktem An­
schluß an moderne Umschlagsanlagen ein Dienst­
leistungs- und Güterverteilzentrum entstehen, das 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten bietet;

► Modernisierung und Kapazitätsausbau der Hafenbahn 
zur ökologisch verträglichen und wirtschaftlich effi­
zienten Sicherung des Hafenhinterlandverkehrs und 
der hafeninternen Verteilverkehre;

► Ausbau der technologischen Infrastruktur, insbeson­
dere der modernen Informationstechnik.

4
H amburg wird in Zukunft mehr 

denn je das Verkehrszentrum des Nordens sein. Die Öffnung der 
Grenzen und der stark steigende Wirtschaftsverkehr mit den 
neuen Bundesländern sowie den Staaten Osteuropas stellen 
Hamburg hier vor große neue Aufgaben.

Wir treten für eine Verkehrspolitik ein, die unsere 
Umwelt schont und die bestehenden Belastungen für die 
Bürgerinnen und Bürger einschränkt. In Hamburgs Norden wer­
den wir die begonnenen Schutzmaßnahmen zur Beduzierung des 
Fluglärms wirksam fortführen.

Im Rahmen einer regionalen Infrastrukturpolitik 
wollen wir :

► Verkehr vermindern durch Dezentralisierung und 
Funktionsmischung von Wohnen, Arbeiten und 
Freizeit;

► Siedlungsentwicklung auf die Achsen mit ihrer beste-
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henden Schienenerschließung lenken und zur Vermei­
dung langer Wege eine möglichst stadtnahe Ver­
dichtung betreiben;

► Personenfern- und Güterverkehr auf Schienen und 
Wasserstraßen, Personennahverkehr auf Bahn und Bus 
verlagern;

► die Belastung des verbleibenden Verkehrs durch bau­
liche und ordnende Maßnahmen vermindern.

An konkreten Maßnahmen zur Verbesserung des Fern­
verkehrs arbeiten wir vor allem an:

► Ausbau und Modernisierung der Schienenverbindung 
Hamburg- Berlin;

► Bau der 4. Röhre des Elbtunnels einschließlich entspre­
chenden Lärmschutzes und der Hafenquerspange;

► Ausbau der Schienenkapazität auf der Strecke 
Hamburg- Hannover.

Bei allen diesen Maßnahmen werden die ökologischen 
Folgen sorgfältig zu prüfen sein.

Für die Stadt lautet unser Ziel: stadtverträglicher 
Verkehr, bei dem öffentlicher Nahverkehr entscheidend gefördert 
und die Benutzung des Autos in der Innenstadt, besonders von 
Pendlern und im Berufsverkehr, nachhaltig eingeschränkt wird, 
ohne dabei Wirtschaft und Beschäftigung, nicht zuletzt in den 
attraktiven Einkaufsstätten Hamburgs, zu vernachlässigen.

Deshalb werden wir :
► die Fußgängerzonen ausweiten;
► die Zahl der Pkw-Stellplätze in der Innenstadt begren­

zen;
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► das erfolgreiche Konzept Tempo 30 in Wohngebieten 
weiter ausbauen.

Den öffentlichen Nahverkehr werden wir weiter in­
tensiv fördern, auch wenn dabei die besorgniserregende Kosten­
entwicklung strikt beachtet werden muß. Besonders die folgen­
den wünschenswerten Maßnahmen werden wir darauf 
überprüfen, ob und in welchem Umfang und mit welchen 
Standards wir sie uns guten Gewissens werden leisten können:

► Beschleunigung des Busverkehrs, z. B. durch die 
schlichte Einrichtung von Busspuren und von Busvor­
rangschaltungen an Lichtzeichenanlagen;

► Verbesserung beim Umsteigen von Bus und Bahn;
► Weiterentwicklung des Großkundenabonnements für 

Firmen und öffentliche Institutionen;
► weitere Verbesserung von Sicherheit und Sauberkeit in 

den Schnellbahnzügen sowie auf den Bahnhöfen und 
Haltestellen, nachdem wir hier in den letzten Jahren 
große, teilweise schon sehr erfolgreiche Anstrengun­
gen unternommen haben.

► Nach Auswertung des Modells „Frauen-Nacht-Auto 
Bergedorf“ soll geprüft werden, ob dieses Angebot 
schrittweise auf ganz Hamburg ausgeweitet werden 
kann.

Wir arbeiten darüber hinaus an der Erweiterung des 
Hamburger Nahverkehrssystems. Wir wollen eine moderne 
Stadtbahn einführen, wenn das irgend zu machen ist. Darüber 
werden wir - wie versprochen - vor 1995 befinden, sobald Ende 
des Jahres die genaue Kosten-Nutzen-Rechnung vorliegen wird.
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Für 250.000 Menschen, die täglich aus dem Umland 
nach Hamburg zur Arbeit fahren, wollen wir in Abstimmung mit 
den Nachbarn und der Bundesbahn mit ihrer sehr begrenzten 
Schienenkapazität im Umland - und vorbehaltlich der Regiona­
lisierung des Schienennahverkehrs durch den Bund -„City-Bah- 
nen“ einrichten, die an bestimmten wichtigen Haltestellen in der 
Region halten und dann ohne Unterbrechung bis ins Zentrum 
fahren.

Neben dem öffentlichen Nahverkehr spielt das Fahrrad 
eine ökologisch und verkehrspolitisch immer wichtigere Rolle. 
Dieser Bedeutung entsprechend, hat in der Baubehörde ein 
Fahrradbeirat mit Interessen- und Betroffenenvertretern neue 
Planungsgrundlagen entwickelt und vorgeschlagen, durch Rad­
fahrstreifen, Fahrradstraßen und viele andere Verbesserungen 
dazu beizutragen, daß Radfahren sicherer und attraktiver wird.

Das vorhandene Potential für Radverkehr soll noch 
stärker genutzt und für eine wachsende Zahl von Bürgern zu 
einer attraktiven Alternative zum Autofahren entwickelt werden. 
Wir werden uns daher dafür einsetzen, daß die Vorschläge des 
Fahrradbeirates in den kommenden Jahren umgesetzt werden, 
soweit dies die finanziellen Mittel erlauben. Insbesondere wer­
den wir die zehn für den Radverkehr unfallträchtigsten 
Kreuzungen Hamburgs nach den neuesten Kenntnissen so 
umbauen, daß die Risiken für Radfahrer minimiert werden.

Die Beseitigung der Wohnraum­

knappheit, eine Fortführung unserer behutsamen Stadtentwick­
lungspolitik und weiteres energisches Eintreten für die
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Interessen der Mieter stehen auch in der neuen Legisla­
turperiode ganz obenan.

Wir haben Wohnungen gebaut, um die Wohnungsnot zu 
bekämpfen, und zwar viele Sozialwohnungen! Wir haben die 
Rechte der Mieter erweitert und Maßnahmen zur Förderung 
preiswerten Wohnraums ergriffen durch die Einrichtung von 
zusätzlichen Stellen in den bezirklichen Wohnungsämtern 
(„Wohnungspolizei“), durch verschärftes Vorgehen gegen Zweck­
entfremdung, durch erfolgreiche bundespolitische Initiativen 
gegen Umwandlung von Mietwohnungen. Diese Politik wollen 
wir fortsetzen!

Wichtigste Wohnungsbauprojekte für die kommende 
Wahlperiode sind die großen familienfreundlichen Siedlungen 
Allermöhe II im Grünen und am Wasser, Billwerder II und - ähn­
lich attraktiv-Neugraben-Fischbek sowie Schnelsen. Aber auch 
weitere immer noch ansehnlich große, neue Wohnstadtteile mit 
je 900 bis 1.200 Wohnungen in Finkenwerder, Kirchdorf, Farm­
sen, Öjendorf und Bergedorf-Süd.

Darüber hinaus geht es uns vor allem darum, die 
Chancen der inneren Verdichtung zu nutzen, kleinere 
Wohngebiete mit 150 bis 400 Wohneinheiten zu entwickeln, 
Baülücken zu schließen und den preiswerten Wohnungsbestand 
zu erhalten.

Mit einem besonderen Wohnungsbauprogramm werden 
wir uns verstärkt um die Hamburger Arbeitnehmerfamilien küm­
mern, die etwas mehr verdienen, als die Einkommensgrenzen im 
sozialen Wohnungsbau zulassen, sich andererseits aber die hohen 
Mieten auf dem freien Wohnungsmarkt nicht leisten können.
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Den von Sozialdemokraten seit jeher konsequent 
beschrittenen Weg der Sicherung von Mieterrechten werden wir, 
gerade in schwieriger Zeit, kontinuierlich weitergehen - gegen 
die Interessen vieler anderer, die nicht auf der Seite der Mieter 
stehen.

Unser Ziel einer sozialen Stadtentwicklungspolitik ist 
der Erhalt von Wohnvierteln für die ansässige Bevölkerung zu 
bezahlbaren Mieten und mit angemessener Infrastruktur.

Stadtentwicklungspolitik dient der langfristigen Vorsorge 
für die Zukunft unserer Stadt, ihrer Bürgerinnen und Bürger 
und Unternehmen. Die dafür erforderlichen Programme und 
Steuerungsinstrumente, der Flächennutzungsplan und das 
Landschaftsprogramm, werden aktualisiert und harmonisiert. 
Wir arbeiten an einem Stadtentwicklungskonzept, das die 
städtischen Funktionen Arbeiten, Wohnen, Erholung, Verkehr 
und Versorgung auf zukünftige Bedürfnisse einstellt und mit den 
natürlichen Lebensgrundlagen unserer Stadt, Natur, Landschaft, 
Luft und Boden, in Einklang bringt.

In den kommenden Jahren steht hierbei für uns im 
Mittelpunt:

► Stadterneuerung in der westlichen inneren Stadt 
(St. Pauli, Eimsbüttel, Altona und Ottensen) und im 
Südosten der City (Klostertor, Veddel, Rothenburgsort 
und Wilhelmsburg) mit Erhaltung der großen Bestände 
preiswerter Altbauwohnungen für einkommens­
schwächere Gruppen;

► weitere Modernisierung und Attraktivitätssteigerung 
der Großwohnsiedlungen und vieler Baugebiete aus 
der ersten Wiederaufbauphase;

► Weiterentwicklung vor allem des östlichen Bereichs
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der Innenstadt und der angrenzenden Cityerweite­
rungsgebiete am Klostertor und in Hammerbrook unter 
Einschluß von Wohnungsbau;

► weitere Öffnung der Innenstadt zur Elbe, besonders 
durch Einbeziehung des nördlichen Hafenrands bis 
Neumühlen in die Stadtentwicklung, zugunsten von 
Wohnungen und Arbeitsstätten;

► weiterer Ausbau der Bezirkszentren in Anpassung an 
die gewachsenen und veränderten Aufgaben, vor allem 
in Bergedorf, Harburg und Altona;

► Flächenvorsorge und Flächensicherung für eine engere 
Verknüpfung von Wohnen und Arbeiten sowie größt­
mögliche Sparsamkeit beim Flächenverbrauch im 
Sinne einer modernen ökologischen Stadtentwick­
lungspolitik.

Für die Lebensqualität einer Stadt ist ihr Freizeit­
angebot von hoher Bedeutung. Der Sport leistet dazu einen 
wichtigen Beitrag. Bis 1997 wird Hamburg noch einmal rund 30 
Millionen DM in den Bau von Sportstätten investieren, davon 
etwa 10 Millionen DM in neuen Wohngebieten.

6.
Der verschärfte wirtschaftliche 

Wettbewerb, die Steuer- und Verteilungspolitik der Bundes­
regierung und die Probleme auf dem Arbeitsmarkt haben dazu 
geführt, daß auch in Hamburg die Einkommensunterschiede 
gewachsen sind, die Schere zwischen Arm und Reich weiter 
auseinandergeht.
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Gleich zu Beginn der jetzt zu Ende gehenden 
Legislaturperiode haben SPD-Bürgerschaftsfraktion und Senat 
deshalb einen Schwerpunkt ihrer Tätigkeit auf die Armutsbe- 
kämpfung gelegt. Das Entstehen oder die Verfestigung von sozia­
len Brennpunkten in der Stadt sollen verhindert werden. Dabei 
geht es darum, staatliche Aktivitäten im Stadtteil sinnvoll zu 
bündeln und durch Beteiligung der Bevölkerung vor Ort ergän­
zende Maßnahmen schnell und unbürokratisch zu ergreifen.

Dulsberg, Jenfeld und die westliche innere Stadt sowie 
St. Georg wurden als besonders vordringliche regionale 
Schwerpunktgebiete definiert. Für alle, die dort leben, sind 
schon spürbare Veränderungen bewirkt worden. Auch in der 
neuen Legislaturperiode werden wir an einer vernetzten 
Gesamtstrategie zur Armutsbekämpfung arbeiten. Dabei ist uns 
bewußt, daß die Möglichkeiten einer Großstadt begrenzt sind, 
solange in Bonn ein anderer Kurs gefahren wird, und daß nicht 
alle derartigen Probleme eines Stadtteils mit Geld zu lösen sind.

Ein besonderes Problem aller Großstädte in Zeiten der 
Arbeitslosigkeit und des Wohnungsmangels ist die Bekämpfung 
von Obdachlosigkeit. Mit zusätzlichen personellen und orga­
nisatorischen Maßnahmen wollen wir deshalb unsere An­
strengungen bündeln, um Obdachlosigkeit gar nicht erst ent­
stehen zu lassen.

1_
Die Stärkung der inneren Sicher­

heit in Hamburg hat für uns besonderes Gewicht, deshalb haben 
wir in den zurückliegenden Jahren die Personalstärke der 
Polizei und der Feuerwehr um über 1.000 sowie der Justiz und 
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des Strafvollzuges um über 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeite- 
r erhöht. Der technische Standard konnte erheblich verbessert 
werden. Dies und die Verbesserung der Aufstiegschancen und 
damit der Einkommenssituation haben die Motivation vieler 
Bediensteter verstärkt.

In dem vom Senat für 1994 beschlossenen Haushalt 
haben wir der inneren Sicherheit besondere Priorität einge­
räumt. Trotz der erforderlichen Einsparungen im Gesamt­
haushalt wird Hamburg im kommenden Jahr über eine Milliarde 
DM für die innere Sicherheit ausgeben.

Schwerpunkte unserer Arbeit in den nächsten Jahren 
werden sein:

► die Intensivierung der Kriminalitätsbekämpfung, ins­
besondere durch den verstärkten Einsatz von Poli­
zeibeamten vor Ort in den Polizeirevieren;

► die Fortsetzung des 1991 eingeleiteten Programms zur 
Strukturverbesserung im Personalhaushalt der Polizei 
und der Feuerwehr;

► die Verbesserung der Beförderungssituation im mittle­
ren Dienst der Polizei und der Feuerwehr;

► die verstärkte Nachwuchsförderung der Polizei und der 
Feuerwehr.

Eine bessere Ausrüstung und Organisation der Polizei 
allein wird allerdings nicht ausreichen, den Rechtsfrieden zu 
wahren. Durch politische Lösungen für soziale Probleme wollen 
wir dafür sorgen, daß Gewalt nicht als vermeintlich letzter 
Ausweg aus einer persönlichen Notlage empfunden wird.
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Allerdings muß auch eine andere - unbequeme - 
Wahrheit mahnend angesprochen werden: In der Gesellschaft 
selbst sind in den vergangenen Jahrzehnten Rücksichtnahme, 
Hilfsbereitschaft und Gewaltfreiheit brüchiger geworden. Mate­
rielle Ziele der Menschen führen zur Ellenbogengesellschaft. 
Eine Korrektur dieser einschneidenden Fehlentwicklung ist 
überfällig. Sie kann weder vom Staat erzwungen noch von oben 
kommandiert werden. Die Bürgerinnen und Bürger selbst müs­
sen ihren Teil dazu tun. Rückbesinnung auf ideelle Werte und 
Ziele ist geboten. Die SPD ruft dazu auf.

Ein Schwerpunkt der polizeilichen Arbeit wird künftig 
auch die Bekämpfung der illegalen Beschäftigung sein. Dafür hat 
der Senat 24 zusätzliche Stellen bewilligt.

Über die beabsichtigte Verlagerung der Landespolizei­
schule und der Bereitschaftspolizei in die Boehnkaserne nach 
Rahlstedt und den geplanten Neubau des Polizeipräsidiums wer­
den wir noch in diesem Herbst abschließend entscheiden.

Die Sicherheitslage an der Hafenstraße hat sich dank 
der behutsamen, rechtsstaatlichen und zugleich konsequenten 
Haftung des SPD-Senats seit 1991 etwas entspannt. Eine Idylle 
besteht dort jedoch nicht, wie Zwischenfälle auch aus jüngster 
Zeit belegen. Die Hafenstraße hat lange genug Zeit gehabt, ihre 
Bereitschaft und Fähigkeit zum friedlichen Leben und Wohnen 
zu beweisen.

Deshalb werden wir den eingeschlagenen Weg zur 
rechtsstaatlichen Beendigung des Hafenstraßenprojekts gedul­
dig, aber entschieden weitergehen. Dann sollen dort Sozial­
wohnungen für rund 200 Familien entstehen.
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Rechtsfrieden, Rechtssicherheit und Resozialisierung 
haben für uns auch in Zukunft Vorrang. Sie dürfen nicht gegen­
einander ausgespielt werden. Im Bereich von Justiz und 
Strafvollzug werden wir in den nächsten Jahren vor allem 
folgende Maßnahmen ergreifen :

► Fortentwicklung der von uns eingeführten neuen 
Formen der Strafrechtspflege im Bereich der Jugend­
kriminalität (erziehen statt strafen), soweit dies rea­
listisch aussichtsreich ist;

► verstärkte Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität und 
der Kriminalität im Zusammenhang mit dem Export 
von Kriegsgerät;

► Beschleunigung von Gerichtsverfahren, z. B. durch den 
Ausbau moderner Technik und die Einrichtung weite­
rer Gruppengeschäftsstellen;

► zusätzliche Beschleunigung der Strafverfahren bei 
organisierter Kriminalität, z. B. beim Drogenhandel;

► Fortsetzung der konsequenten und zügigen Straf­
verfolgung extremistischer Gewalttäter;

► Modernisierung der Justizeinrichtungen z. B. durch 
bauliche Maßnahmen;

► Fortschreibung und Umsetzung des Gesamtkonzepts 
zur Modernisierung des Strafvollzugs und Verbesse­
rung der Vollzugsbedingungen.

► Weitere Verbesserungen der Personalsituation im Straf­
vollzug, z.B. durch verstärkte Nachwuchsförderung 
und Fortbildung.

8.
D ie Hamburger Drogenpolitik 

und der Aufbau eines differenzierten Hilfesystems für Dro­
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genabhängige finden heute - nach vielen Jahren intensiver 
Arbeit - bundesweit und international große Anerkennung.

Nach wie vor gilt es, die richtigen Konsequenzen aus 
dem weltweiten Scheitern einer Drogenpolitik zu ziehen, die 
überwiegend auf Abschreckung und Strafe statt Prävention, 
Überlebenshilfen und medizinische Behandlung setzt.

Wir werden deshalb den eingeschlagenen Weg konse­
quent fortsetzen durch :

► die Verstärkung von Vorsorgemaßnahmen in der Schule 
und in der Jugendarbeit;

► die Verstärkung und Dezentralisierung niedrigschwel­
liger und ambulanter Entgiftungs- und Behandlungs­
angebote;

► die Intensivierung der Zusammenarbeit mit den 
Kranken- und Rentenversicherungen, Kammern und 
Verbänden;

► den Umbau und die Effektivierung des bestehenden 
Hilfesystems durch Neuordnung von Beratungs- und 
Behandlungsangeboten;

► eine Ausgestaltung von Hilfesystemen, die keine 
Abgrenzung von legalen und illegalen Suchtstoffen 
vornehmen.

Diejenigen, die über den organisierten Drogenhandel 
ihren Profit aus dem Elend der Abhängigen ziehen, müssen hin­
gegen konsequent verfolgt werden. Dazu ist es neben strengen 
Strafen und konsequenter Abschiebung nötig, die kriminellen 
Marktmechanismen zu brechen, auf denen die außerordent­
lichen Gewinnspannen der Drogenkartelle beruhen. Endlich 
muß die ärztlich kontrollierte Abgabe von Drogen, auch von
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Heroin, für diejenigen Süchtigen ermöglicht werden, die sonst 
nicht zu erreichen sind. Dafür sind die notwendigen gesetz­
lichen Voraussetzungen zu schaffen. Die Substitutionsbehand­
lung mit Ersatzdrogen muß erleichtert und ausgebaut werden.

Die legalen Möglichkeiten der Länder und Gemeinden 
allein reichen hierzu gegenwärtig nicht aus. Wir haben deshalb 
im Bundesrat eine hierfür unentbehrliche Änderung des 
Betäubungsmittelgesetzes eingebracht, die vor kurzem eine 
Mehrheit erhielt: erstmalig in einem deutschen Gesetz­
gebungsorgan. Nun fehlt noch der Bundestag 1994.

9.
Der Schutz der Umwelt, der 

natürlichen Grundlagen eines gesunden Lebens, bleibt die 
globale Aufgabe der Zukunft. Wir müssen dazu in Hamburg 
unseren lokalen Beitrag leisten. Allein die SPD bietet ein poli­
tisches Konzept, das zu wirksamem Umweltschutz führt, ohne 
unsere wirtschaftliche Leistungskraft im internationalen Wettbe­
werb zu gefährden.

Auf dem langen Weg des ökologischen Umbaus der In­
dustriegesellschaft ist Hamburg in den vergangenen Jahren gut 
vorangekommen. Die Fortschritte im Bereich der Luftreinhal­
tung, des Gewässerschutzes, des Naturschutzes sind meßbar und 
für alle Bürgerinnen und Bürger spürbar.

Die erfolgreichen Maßnahmen zur Verminderung der 
Luftschadstoffe, die Hamburgs Luftqualität zu einer der besten 
aller deutschen Großstädte gemacht haben, werden fortgesetzt. 
Der Ausstoß an Luftschadstoffen wird bis 1995 in Hamburg um 
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